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Generalstreik in Belgien

Zum zweiten Mal haben die drei 
großen Gewerkschaftsbünde erfolg-
reich zum Generalstreik aufgerufen. 
Die Gewerkschaftsbewegung ist zwi-
schen einem sozialistisch-sozialde-
mokratischen, einem christlichen 
und einem liberalen Flügel gespalten. 
Allein deshalb ist die massenhafte 
Beteiligung schon ein Erfolg...

Die NATO im Ukraine-Konfl ikt:
Alles ganz nicht-militärisch?

Tag für Tag erklären Regierungen 
und PolitikerInnen der NATO- und 
EU-Länder, der Ukraine-Konflikt sei 
nicht militärisch zu lösen. Anderer-
seits befasst sich die NATO als Mi-
litärpakt sehr intensiv mit den Vor-
gängen, obwohl die westlichen 
Wirtschaftssanktionen gegen Russ-
land weder von der NATO beschlos-
sen noch umgesetzt werden...

Die CDU nach dem Kölner 
Parteitag

Für den CDU-Parteitag hatte die uni-
onsinterne politischen Kommuni-
kation eine Linie vorgegeben: keine 
romantische Rückblicke, jede Ver-
strickung in die Gegenwart vermei-
den, mutig und energisch die Zu-
kunft thematisieren...
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Der publizistische Hype zu 100 Jahren Erster Weltkrieg ging hierzulande einher mit geschichtspolitischem 
Revisionismus, einer Dethematisierung der sozialen und politischen Kräfte, die sich gegen den Krieg von 
1914 stellten, sowie einer außenpolitischen Diskursverschiebung in Richtung »Neue Macht – neue Ver-
antwortung«. Diesen Schlussfolgerungen, die Bundespräsident, Verteidigungsministerin, Außenminis-
ter und Kanzlerin in Reden und Statements unisono ziehen, hatte Helmut Donat in einem »Offenen Brief 
an Bundespräsident Gauck« vom 21. Juli 2014 widersprochen. Mit dem folgenden »friedenspolitischen 
Grundsatzprogramm« mischt er sich in die aktuelle Auseinandersetzung über die Lehren aus dem Ersten 
Weltkrieg ein. Diese Auseinandersetzung hat gerade erst begonnen, neue Formen anzunehmen.

Lernen aus der Geschichte – ein Manifest
100 Jahre Beginn des Ersten, 75 Jahre des Zweiten Weltkriegs und 25 Jahre Fall der Berliner Mauer

von Helmut Donat

Lernen aus der deutschen Geschichte bedeutet Lernen aus zwei 
Weltkriegen. Am 8. Mai 1945 standen nicht nur die Deutschen 
vor einem Scherbenhaufen, auch die Sieger waren nicht ohne 
Schäden und Opfer, Elend und Not davongekommen. Anders 
als nach 1918 teilten sie den deutschen Staat in Besatzungszonen 
auf und nahmen dem deutschen Volk seine Souveränität.

Niemand beschwerte sich darüber, sondern schickte sich in 
die neue Lage als Folge der Niederlage und eines Verbrechens, 
das bis heute unübertroffen ist. Offenbar war das Schuldbe-
wusstsein im Zeitraum von 1945 bis 1948/49 ungleich höher, 
als es in den Jahrzehnten danach der Fall gewesen ist. Anders 
als nach 1918 gab es keine Proteste gegen den Deutschland auf-
erlegten Besatzungsstatus. Durch eigene Schuld war man dahin 
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gekommen, wo man sich jetzt befand. Fortan vermochten we-
der die Bundesrepublik Deutschland noch die Deutsche Demo-
kratische Republik außenpolitisch als eigenständige Kraft auf-
zutreten. Sie hatten sich den jeweiligen Bündnisverpflichtungen 
und deren Interessen weitgehend, wenn nicht gar völlig, unter-
zuordnen. Sowohl nach dem Ersten wie nach dem Zweiten Welt-
krieg gingen viele Menschen auf die Straße bzw. brachten zum 
Ausdruck, nie wieder Krieg führen zu wollen bzw. jemals wie-
der ein Gewehr in die Hand zu nehmen.

Die Menschen in Europa und in den beiden deutschen Staa-
ten erlebten eine nie zuvor dagewesene Zeit ohne Krieg. Viel-
fach ist zu hören, das habe an der militärischen Stärke der Bun-
deswehr und ihrer Verteidigungsbereitschaft gelegen. Wer so 
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redet, denkt ahistorisch und verkennt gründlich, dass die Kon-
flikte zwischen Ost und West weder von der einen noch von der 
anderen deutschen Seite verursacht und beeinflussbar gewesen 
sind. Die »deutsche Frage« hat die verfeindeten Blöcke eher 
»vereint«, als dass sie den Kalten Krieg angeheizt hätte. Man 
führe sich nur den Mauerbau vom 13. August 1961 vor Augen, 
als sich die Großmächte darin einig zeigten, lieber die Trennung 
von Deutschen hinzunehmen, als sich wegen der deutschen Pro-
bleme in einen kriegerischen und selbstmörderischen Schlag-
abtausch zu begeben. Schließlich war die Teilung Deutschlands 
in erster Linie eine Folge der deutschen Politik selber. Wegen 
des Mauerbaus befand sich die Welt nicht am Rand eines Atom-
krieges – anders als in der Kuba-Krise, wo sich die USA in ih-
rer territorialen Integrität von der Sowjetunion bedroht füh-
len mussten.

Mit der Aufteilung Deutschlands in vier Besatzungszonen 
hatte man den Kriegsfaktor par excellence im Europa des 20. 
Jahrhunderts ausgeschaltet. Das hat nicht zuletzt den Deut-
schen selber, manchen wohl gegen ihren Willen, gut getan. Und 
es hat vor allem – das sollte man insbesondere als Deutscher 
nicht vergessen – die angrenzenden Nachbarn ruhiger schlafen 
lassen, so etwa die Franzosen, Belgier, Luxemburger und Hol-
länder, die von den Deutschen im 20. Jahrhundert gleich zwei-
mal überfallen und unterdrückt worden sind.

Pazifi smus, Antimilitarismus und 
Friedens bewegung in Deutschland

Das Kaiserreich, die Weimarer Republik, das Dritte Reich, die 
DDR und die ersten Jahrzehnte der Bundesrepublik sind durch 
eine schlimme Tradition bzw. Kontinuität gekennzeichnet: die 
Hoch- und Überschätzung von Macht und Gewalt und die Ge-
ringschätzung von Ethik und Moral. Damit verbunden ist eine 
Haltung, die dem Militärischen größere Bedeutung zumisst als 
dem Denken in zivilen Kategorien. Gegen die Dominanz des 
Militärischen über die Politik haben sich viele Persönlichkeiten 
gewandt, unmissverständlich, mutig und im Geiste republika-
nischen Freiheitsdranges – so etwa Alfred Hermann Fried, Otto 
Umfrid, Friedrich Wilhelm Foerster, Hellmut von Gerlach, Carl 
von Ossietzky, Hans Paasche, Eduard Bernstein, Wilhelm Lieb-
knecht, Karl Kautsky, Wilhelm Foerster, Georg Friedrich Nico-
lai, Richard Grelling, Hermann Fernau, FriedrichWilhelm Foer-
ster, Heinrich Ströbel, Ludwig Quidde, Theodor Lessing, Carl 
Mertens, Fritz Küster, Hans Schwann, Wilhelm Lamszus, Oskar 
Stillich, Bertha von Suttner, Elsbeth Bruck, Lilli Jannasch, Au-
guste Kirchhoff, Helene Stöcker, Elisabeth Rotten, Anna Siem-
sen, Paul Freiherr von Schoeneich, Kurt Tucholsky und viele 
andere.

Für diese Freiheit und das Recht, das Militär überall dort in 
die Schranken zu weisen, wo es sich anmaßt, die Probleme der 
Welt zu lösen und dabei die Menschen – möglicherweise sogar 
gegen ihren erklärten Willen – ins Schlepptau zu nehmen, ha-
ben sie gekämpft: wider den Slogan »Befehl ist Befehl!« und 
Untertanengesinnung, gegen Militärfrömmigkeit und Militär-
patriotismus.

Immer, wenn es in Deutschland darum ging, militärpolitischen 
Notwendigkeiten, Erwägungen und Interessen Rechnung zu tra-

gen, waren die Machthaber und ihre Vertreter bestrebt, Krieg, 
Remilitarisierung und Militäreinsätze zu rechtfertigen. Dazu 
gehört es dann früher oder später auch, die dabei ums Leben 
gekommenen Soldaten zu ehren oder ihre »Ehre«, wo sie denn 
verloren zu gehen droht, wiederherzustellen. Seit Pazifisten in 
Deutschland tätig geworden sind, hat man die Gerichte und die 
Rechtsprechung, die Presse und einen willfährigen Kreis von In-
tellektuellen bemüht, gegen sie vorzugehen bzw. sie als fehlge-
leitet hinzustellen. Der Zweck solchen Vorgehens ist klar: den 
politischen Kontrahenten durch Kriminalisierung und Verächt-
lichmachung ins Abseits zu stellen. Beleidigungsprozesse gegen 
Pazifisten hat es in Deutschland wie Sand am Meer gegeben. Es 
gab sie im Kaiserreich ebenso wie in der Weimarer Republik, es 
gab sie im Dritten Reich, wo man mit Pazifisten kurzen Prozess 
machte, und es gab sie in der Bundesrepublik.

Die Verfolgung von pazifistischen und antimilitaristischen 
Standpunkten ging zugleich immer mit einer Schmähung und 
Diffamierung von Vertretern der Friedensbewegung einher, 
die man als »Landesverräter«, »Geisteskranke«, »Friedens-
hetzer«, »Friedensschwärmer«, »utopistische Traumtänzer« 
oder »Zwecks-, Gesinnungs- oder aggressive Pazifisten« ver-
leumdete und beschimpfte. Demgegenüber standen Töne wie 
die »Schlag zu«-Parole von Reichswehrminister Wilhelm Gro-
ener aus dem Jahr 1928: »Nur ein wehrhaftes Volk kann sich 
behaupten.« Und wenn es um die »Beeinträchtigung der Wehr-
kraft und des Wehrwillens der Nation« ging und darum, dem 
»Defätismus aller Art« den Garaus zu machen, war der Gegner 
schnell ausgemacht.

Als die Umfragen in den Jahren 1951/52 zeigten, dass 75-
80% aller Westdeutschen die Aufrüstung, den Wehrdienst und 
den Krieg ablehnten, griffen die herrschenden Kreise erneut 
zu falschen Anschuldigungen, Böswilligkeiten und Herabset-
zungen. So suchte man die von Gustav Heinemann, damals 
Präses der EKD-Synode, und Helene Wessels, Vorsitzende der 
Zentrumspartei, am 21. November 1951 in Düsseldorf ins Le-
ben gerufene »Notgemeinschaft für den Frieden in Europa«, 
die sich gegen die Wiederbewaffnung der Bundesrepublik aus-
sprach, lächerlich zu machen. Im Braunschweiger Dom sagte 
Bundestagspräsident Hermann Ehlers, zugleich Oberkirchen-
rat der Evangelisch-lutherischen Kirche in Oldenburg, in seiner 
Rede »Was ist echter Friede und wie verteidigt man ihn?« we-
nige Tage vor Weihnachten 1951, die Christen dürften die Forde-
rung nach Frieden nicht dadurch erfüllen, indem sie sich in die 
Ecke stellen. Vielmehr müsse jeder nach seinen eigenen Über-
zeugungen und seinem eigenen Willen handeln. Die Bibel sei 
»kein Rezeptbuch für politische Entscheidungen« – eine Auf-
fassung, die darauf hinausläuft, die Bibel als Rezeptbuch für 
den Küchengebrauch, aber nicht für das sittliche und politische 
Verhalten von Politikern zu betrachten. Die Militärbefürworter 
nehmen dabei für sich in Anspruch, »Verantwortungsethiker« 
zu sein, und kanzeln ihre Kontrahenten als »Gesinnungsethi-

Helmut Donat, geb.1947, lebt und arbeitet in Bremen als Verleger, Historiker 
und freier Autor. Er hat den Arbeitskreis Historische Friedensforschung mit-
begründet und zahlreiche Veröffentlichungen zu Pazifismus und Militarismus 
sowie zu geschichtspolitischen Kontroversen deutscher Geschichte herausge-
bracht. Für sein verlegerisches und publizistisches Engagement wurde er u.a. 
mit dem Carl von Ossietzky-Preis der Stadt Oldenburg ausgezeichnet.
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ker« ab, die sich, wie man es heute wieder hört, um der reinen 
Lehre des Pazifismus willen der Realität verweigerten und sich 
vor der schweren Bürde der Verantwortung drückten.

Die Argumente der Gegner der Wiederbewaffnung in der 
»Wehrdebatte« tat der CSU-Abgeordnete Richard Jäger nach 
dem Motto »Wer anders denkt, ist Bolschewist!« als »kommu-
nistische Propaganda« ab und schürte neue »Russenfurcht« und 
neuen Hass auf Russen, der nach dem Urteil des einstigen Ma-
rineoffiziers Heinz Kraschutzki im August 1952 wieder auf die-
selbe Höhe getrieben worden sei, »auf der er damals stand, als 
Goebbels noch Propagandaminister war«. Jäger, seit 1933 Mit-
glied der SA, war 1951 öffentlich für die Begnadigung aller ver-
urteilten NS-Kriegsverbrecher eingetreten, stand 1953-62 dem 
Verteidigungsausschuss des Deutschen Bundestages als Vor-
sitzender vor und amtierte 1965/66 als Bundesjustizminister. 
Während der führende französische Sozialist Salomon Grum-
bach in der Zeitung »Le Populaire de Paris« im Januar 1952 fest-
stellte, »dass gerade die vom Standpunkt der Demokratie aus 
sicheren und gesündesten Teile des deutschen Volkes der Wie-
derbewaffnung starken Widerstand entgegensetzen würden«, 
sprach Bundeskanzler Konrad Adenauer mit Blick auf die Geg-
ner der Remilitarisierung von »Wirrköpfen oder Verrätern«.

Nach dem Attentat auf Bundeskanzler Konrad Adenauer am 
27. März 1952, das einem Münchener Sprengmeister das Leben 
kostete und die bislang größte bundesweite Fahndung auslöste, 
erklärte der Südwestfunk bereits am nächsten Tag in den Abend-
nachrichten, dass die Spuren des Attentäters in einen »pazifi-
stischen Münchener Kulturkreis« führen würden. Das war zwar 
blanker Unsinn, aber es offenbart, wie aufgeladen die Stimmung 
in manchen Kreisen gegenüber den Gegnern der Wiederbewaff-
nung gewesen ist.

In der DDR lehnten die Führungsspitzen und die »Friedens-
kämpfer« östlicher Prägung den bürgerlichen und christlichen 
Pazifismus nicht minder ab. Deren Vertreter ließen sich als 
grundsätzliche Gegner jedes Krieges – wie es in einem am 20. 
Juli 1950 in der »Leipziger Volkszeitung« erschienenen Artikel 
heißt – »lieber erschlagen …, statt sich zu verteidigen, wenn die 
Imperialisten angreifen«. Das genügte, um sie auszugrenzen 
und als Gefahr an den Pranger zu stellen.

Historisch betrachtet, sind die »Verantwortungsethiker« und 
»Realpolitiker« gescheitert. Denn nicht sie behielten Recht, son-
dern die »von jeher in Deutschland verächtlich gemachten und 
verfolgten Pazifisten«. Als »Warner vor dem totalen Krieg Hit-
lers und des deutschen Militärs« (Erich Lüth) waren sie in den 
ersten Jahren 1945 rehabilitiert, fanden sich aber schon bald 
erneut stigmatisiert, des Kommunismus oder der »Gesinnungs-
ethik« verdächtigt und isoliert.

Nach 1989: »Neue Macht – neue Verantwortung«

Seit der Wiedervereinigung ist Deutschland wieder Subjekt der 
Politik. Seine ökonomische Stärke sowie seine zentrale Lage in 
Europa weisen ihm – so scheint es – besondere Aufgaben zu. 
Es kann seine außenpolitischen Interessen anderen gegen über 
selbstbewusst artikulieren und sich daran orientieren, seinen 
nationalen Belangen Geltung zu verschaffen. Die aus dem Zwei-
ten Weltkrieg gezogenen Konsequenzen sind aufgehoben. Ein 

von vielen nicht erkannter, gleichwohl geradezu unglaublicher 
wie weltgeschichtlich einmaliger Vorgang. Welche Folgen erge-
ben sich daraus? Welche Konsequenzen werden daraus gezogen 
oder sollten gezogen werden?

Deutschland hat seit 1989 seine Außenpolitik militarisiert. 
Die Träger und Befürworter neuerlicher deutscher Militärpolitik 
knüpfen an die Haltung nach 1918 an, so als sei danach nichts 
geschehen. Sie glauben offenbar, die alte Machtpolitik unter ver-
änderten Bedingungen fortführen zu können. Da ist die Rede da-
von, dass nicht mehr der Friede, sondern der Krieg der »Ernst-
fall« sei. Früher nannte man es »Kulturerrungenschaft«, heute 
spricht man vom blutigen Ernst. Das Ergebnis bleibt das gleiche: 
Konflikte sind nicht auf politischem und zivilem Wege zu lösen, 
also nicht durch Verhandlungen und Rechtssprüche, sondern 
mit dem Einsatz von Waffen, also durch Krieg und Gewalt.

Der Rückgriff auf das militärpolitische Denken der Jahre vor 
1914 und nach 1918, das nach 1933 noch in einem gesteiger-
ten Maße galt, ist nicht ungefährlich. Es transportiert eine Hal-
tung, welche die europäischen Nachbarn früher oder später in 
einen Widerspruch bzw. Gegensatz zur deutschen Militärstra-
tegie führen wird.

Welche Konsequenzen ergeben sich aus dem Scheitern einer 
Politik, die Konflikte nicht mithilfe von Schiedsgerichten und 
auf friedlichem Wege, sondern mit gewalttätigen Mitteln zu er-
reichen gesucht hat? Nach den beiden Weltkriegen durfte man 
von Deutschland, seit es wieder als selbständiger Staat zwischen 
Ost und West sowie ohne Rücksicht auf die Siegermächte auf-
zutreten vermag, eine Besserung seiner Politik erwarten. Allein 
unsere Politik hat offenbar nicht viel dazugelernt. Sie stellt sich 
in einem zunehmende Maße auf die Seite derer, die, wie es Graf 
Kielmannsegg bereits 1991 formulierte, den Krieg erneut zum 
»Ernstfall« erklären. Die Haltung des einstigen NATO-Ober-
befehlshabers der alliierten Streitkräfte Europa-Mitte war sei-
nerzeit eine krasse Außenseiterposition und von dem Glauben 
durchdrungen, notfalls mit Gewalt deutsche Interessen durch-
zusetzen. Die unter dem Slogan »Neue Macht – neue Verant-
wortung« segelnde und nach Aufgaben für eine neue deutsche 
Weltpolitik suchende Nation hat die am Hindukusch trauma-
tisierten Soldaten noch nicht heimgeholt, schon ist ein neuer 
Einsatzplan in Afrika im Gespräch. Es scheint, als wiederhole 
sich die Geschichte. Wohin die Wahl auch fällt, Hauptsache 
wir sind dabei und stellen uns den Verpflichtungen, die uns die 
»neue Macht« auferlegt. Besser als Wilhelm Liebknecht es in 
seiner im Jahr 1900 publizierten Rede »Weltpolitik, Chinawir-
ren, Transvaalkrieg« getan hat, kann man die gegenwärtige Su-
che oder Sucht nach »Verantwortung« wohl kaum beschreiben: 
»Plan- und ziellos, wie unsere Weltpolitik ist, erinnert sie mich 
an einen Expresseisenbahnzug, der dröhnend voranstürmt mit 
Volldampf voraus, doch ohne einen Maschinisten auf der Loko-
motive – ohne einen Mann, der die Maschine kennt, der die Ge-
gend kennt, der das Ziel kennt –, aber mit einer Anzahl Unberu-
fener, die über die Richtung uneinig sind und von denen jeder an 
die Kurbel der Maschine zu kommen sucht und auch gelegent-
lich einen Ruck rechts, einen Ruck links gibt, sodass der Zug im 
taumelnden Zickzackkurs hin und her schwankt. Wie wird das 
enden? Es ist nicht das erste Abenteuer dieser Art, welches das 
›geeinte‹ Europa macht.«
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Welche Lehren sind aus unserer Geschichte 
zu ziehen?

1. Von Zielen, die sich nicht auf dem Wege der Verständigung 
und des Kompromisses verwirklichen lassen, weil andere Mächte 
oder Staaten dazu nicht bereit sind, ist grundsätzlich Abstand 
zu nehmen. Im anderen Fall schafft man einen Boden, auf dem 
sich eine Kriegsgefahr ausbreiten kann. Ein Beispiel: Kein pol-
nischer Politiker – von rechts bis links – ist nach 1918 bereit 
gewesen, mit sich über eine Revision seiner Westgrenze auch 
nur verhandeln zu lassen. Das war in Deutschland in politisch 
versierten Kreisen bekannt. Gleichwohl hat keine der Weima-
rer Regierungen jemals ein Ost-Locarno anerkannt. Indem man 
der Öffentlichkeit vorgaukelte, Deutschland habe ein Recht auf 
eine Revision der Grenze, redete man damit – ob gewollt oder 
ungewollt – einer Lösung das Wort, die sich nur auf dem Ge-
waltwege verwirklichen ließ.

2. Einer wie auch immer gearteten deutschen »Weltpolitik«, 
die mit Militäreinsätzen einhergeht, auf machtpolitischen Er-
wägungen beruht und damit Macht im physischen Sinne meint, 
ist eine klare Absage zu erteilen. Wohin sie geführt hat, welche 
Opfer und Leiden mit ihr verbunden gewesen sind, aber auch 
welche Irrtümer, liegt auf der Hand. Die Bundeswehr hat einen 
Verteidigungsauftrag. Solange die deutsche Sicherheit in ihrer 
Territorialität nicht bedroht ist, gibt es keinen Grund, in Krisen-
gebiete der Welt Soldaten zu entsenden. Weder in Afghanistan 
noch in Mali oder in anderen Regionen der Welt sind Deutsch-

lands Grenzen gefährdet. Politik-Konzepten, die sich auf bloße 
Stärke, Waffen, Krieg und Gewalt stützen, ist entgegenzuhalten, 
dass sie nicht in der Lage sind, Probleme zu lösen, sondern neue 
schaffen und zudem mit Tod und Schrecken einhergehen.

3. Deutschland steht weltweit an dritter Stelle als Rüstungs-
exporteur und ist damit mitverantwortlich für Tod und Elend. 
Es liefert Waffen an Diktaturen, beschlossen in geheimen Sit-
zungen und ohne Parlamentsbeteiligung. Zivile Projekte werden 
hingegen nur drittklassig gefördert oder ganz vergessen. Jedwe-
der Waffenexport ist zu stoppen. Lieferungen in akute Krisen-
gebiete sind waghalsig, weil mit unberechenbaren Folgen ver-
bunden. Menschen, die in Not geraten, auf der Flucht und vom 
Tod bedroht sind, sind mit zivilen Hilfsgütern rasch und unei-
gennützig zu retten. Ihre schwierige bis aussichtslose Lage darf 
kein Vorwand dafür sein, lange bewährte Haltungen in weni-
gen Tagen und Wochen über Bord zu werfen und Waffen zu lie-
fern. Mit ihnen rettet man keinen Menschen vor dem Verhun-
gern und Verdursten.

4. Die Anschaffung und der militärische Einsatz bewaffneter 
»Drohnen« ist verwerflich und abzulehnen. Die Behauptung des 
ehemaligen Verteidigungsministers Thomas de Maizière im Jahr 
2012: »Ethisch ist eine Waffe stets als neutral zu betrachten«, 
stimmt nicht. Eine Drohne, wie er sie einsetzen will, ist ein Werk-
zeug zum Töten. Dessen bessere Zielgenauigkeit oder Effizienz, 
die sich de Maizière wünscht, hat mit dem Völkerrecht nichts zu 
tun. Auch mit dem Christentum steht er auf dem Kriegsfuß, heißt 
es doch: »Wer das Schwert nimmt, der soll durch das Schwert 
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umkommen« (Matthäus 26, 52). Das meint so viel wie: »Zu einer 
Waffe zu greifen, ist denkbar unklug, denn der Krieg frisst seine 
Kinder.« De Maizière denkt offenbar in Gewalt- und Machtka-
tegorien und nimmt dabei die Ethik in sein Schlepptau. Er fragt 
nicht vorab nach der moralischen Haltbarkeit oder Verwerf-
lichkeit von Drohnen, sondern er geht den umgekehrten Weg. 
Er will bewaffnete Drohnen einsetzen, hat sich dafür entschie-
den und unterlegt seinem Willen in einem zweiten Schritt eine 
»ethische« Begründung. Für ihn ist der Krieg der Ernstfall und 
nicht der Frieden, wie Gustav Heinemann es einst gefordert und 
begründet hat. Konflikte mit Drohnen und Waffen zu lösen, hat 
nichts mit der Aufgabe zu tun, Frieden durch Recht zu schaffen 
und internationale Streitigkeiten auf friedlichem Wege beizule-
gen. Einzuwenden ist auch Folgendes: Wenn ich ein Messer be-
sitze, mag das vielleicht so etwas wie eine »neutrale Waffe« sein. 
Ich kann damit ein Kunstwerk schnitzen, und ich kann damit ei-
nen Menschen hinterrücks erstechen. Drohnen sind damit nicht 
vergleichbare Waffen bzw. Mordwerkzeuge. Sie werden herge-
stellt, um zu töten – und nicht, um mit ihnen ein Kulturgut zu 
schaffen. Die Bundeswehr mit Drohnen auszurüsten, hat nicht 
einmal etwas mit »Frieden durch Abschreckung« zu tun, son-
dern dies dient einzig und allein dem Ziel, einen »Feind«, den 
man heute noch gar nicht kennt, effizienter und schneller zu tö-
ten. Gleiches gilt für Streubomben und Landminen.

Als Vorteil der bewaffneten Drohnen rühmte de Maizière ihre 
Zielgenauigkeit. Sein Motto: »Je besser man zielen kann, desto 
weniger Schäden gibt es.« So wären die Vorgaben des Völker-
rechts, bei einem militärischen Einsatz unbeteiligte Dritte nicht 
zu treffen, leichter einhaltbar. Der Kriegstod wie eine Hinrich-
tung bei der Todesstrafe? Hauptsache es wird »human« ge-
killt?

Zudem dienten, so de Maizière weiter, Drohnen dem best-
möglichen Schutz der eigenen Soldaten. Tun das nicht Streu-
bomben, Landminen und andere Waffen auch? Einen sauberen 
Krieg gibt es nicht. Mit Recht hat schon Hellmut von Gerlach 
klargestellt: »Man kann den Krieg weder humanisieren noch 
moralisieren. Er ist seiner Natur nach der Gegenpol von Mensch-
lichkeit.«

5. Statt Konflikte mit Waffengewalt zu lösen, gilt es, Politik-
konzepte zu entwickeln, wie in Ländern und Staaten mit einem 
hohen Gewaltpotenzial die Zivilgesellschaft zu stärken und da-
mit die Gefahr militärischer »Lösungen« zu verringern bzw. 
einzuebnen sind. Eine solche Politik ist mittel- und langfristig 
anzulegen und hat nach sorgfältiger Prüfung jene Kräfte und 
Initiativen zu fördern, die sich grundsätzlich daran orientieren, 
Frieden auf der Basis von Verständigung und der Anerkennung 
der Rechte des jeweils anderen zu schaffen.

6. Notwendig und erforderlich ist der Aufbau einer »Weltpo-
lizei«, die unabhängig von staatlichen und nationalen Interes-
sen in der Lage ist, dort rasch und mit der erforderlichen Stärke 
einzugreifen, wo die Menschenrechte in flagranter Weise ver-
letzt, mit Füßen getreten und Menschen oder Volksgruppen aus 
religiösen, ethnischen und politischen Gründen verfolgt und 
getötet werden. Eine Eingreiftruppe der NATO aus Freischär-
lern, bezahlten Söldnern und Freiwilligen ist ohne Diskussion 
zu verwerfen.

Es bedarf eines Instrumentariums der Früherkennung von 

»ethnischen Säuberungen«, um einen zum Völkermord bereiten 
Kontrahenten oder Clan sofort und machtvoll in die Schranken 
zu weisen. Auf dem Gebiet des Völkerrechts gilt es, den Ausbau 
und die Handhabung der inzwischen international anerkannten 
Regeln zu forcieren; sie erlauben es, Völkermord, Verbrechen 
gegen die Menschlichkeit, Friedens- und Freiheitsverrat, Mord, 
Racketeering, Terrorismus, Kriegsverbrechen, Wahlbetrug so-
wie Drogen- und Waffenhandel weltweit strafrechtlich zu ver-
folgen und die Täter vor Gericht zu stellen. Asyl oder andere 
Schlupflöcher für Völkermörder und Kriegsverbrecher darf es 
fortan nicht mehr geben. Macht, finanzielle, politische oder phy-
sische, darf nicht weiter vor Recht gehen. Die Weltstrafjustiz ist 
gründlich, umfassend und zügig weiterzuentwickeln.

7. In der Bundesrepublik Deutschland wie in anderen Zivilge-
sellschaften sind allen Tendenzen und Bestrebungen, die diese 
untergraben und aushöhlen, mit Kraft, Ausdauer, Intelligenz, 
Bürgerprotesten und zivilem Ungehorsam zu begegnen. Die be-
reits beschlossene und zurzeit institutionalisierte Militärjustiz 
ist rückgängig zu machen. Straftaten, die im militärischen Be-
reich begangen werden, sind von zivilen Gerichten zu behandeln. 
Wie es keine eigene Sondergerichtsbarkeit im Erziehungswesen, 
der Wirtschaft oder der Verwaltung gibt, darf auch dem Mili-
tär keine Sonderrolle eingeräumt werden. Die Erfahrungen mit 
der Militärgerichtsbarkeit im Kaiserreich und im Dritten Reich 
sind Warnung genug, Militärrichter nicht erneut über Verge-
hen von Untergebenen oder Mitgliedern des Offizierskorps Ur-
teile fällen zu lassen.

8. Die immer noch verbreitete Trennung von Moral und Po-
litik bzw. Ethik und Politik ist als Bankrott moderner Scheiner-
rungenschaften zurückzuweisen und zu überwinden. Die so ge-
nannte Realpolitik, 1918 ebenso gescheitert wie 1945, hat sich als 
krude und verbrämte Machtpolitik erwiesen, die vorgab, natio-
nalen Interessen und der Verteidigung der Freiheit zu dienen, 
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aber Ziele anstrebte, die Völkerrechtsbrüche und die Anwen-
dung von Macht im physischen Sinne bewusst in Kauf nahm.

9. Die geschichtspolitische Debatte in der Bundesrepublik 
Deutschland, die mehr und mehr geführt wird, um die Geschichte 
und Geschichtsschreibung im Interesse politischer Ziele zu in-
strumentalisieren, ist durch einen historisch-politischen Dis-
kurs zu ersetzen, der sich der nach wie vor ungeklärten Frage 
zuwendet: Wie konnte ein kulturell und wirtschaftlich so hoch 
entwickeltes Volk wie das deutsche einen Weg gehen, der zu dem 
bislang größten Verbrechen der Geschichte führte? Dabei ist 
jene Geistesverirrung der deutschen Politik, die vom Kaiserreich 
über den Ersten und Zweiten Weltkrieg zu den Gaskammern von 
Auschwitz reicht, nicht weiter oder erneut zu tabuisieren. Viel-
mehr sind in diesem Zusammenhang jene Ini tiativen, Gruppen 
und Persönlichkeiten zu würdigen und in Erinnerung zu rufen, 
die seit 1914 und erst recht seit 1918 mahnend ihre Stimme er-
hoben und vor dem weiteren Weg in die Barbarei gewarnt ha-
ben. Diese »vergessenen« und vergessen gemachten Deutschen, 
ihre Einsichten und Kritik, ihre Vorschläge und Ideen sind in 
den Diskurs über die Ursachen und Folgen des Dritten Reiches 
einzubeziehen. Ihr Wirken für ein von militaristischen und na-
tionalistischen Kräften und Politikkonzepten befreites Deutsch-
land, ihr republikanisch-pazifistisches Engagement für den Auf-
bau einer sozial gerechten Republik, für eine Aussöhnung mit 
Frankreich und Polen sowie für ein vereintes Europa auf der 
Basis der durch den Ersten Weltkrieg geschaffenen Realitäten, 
stellt ein wichtiges Erbe dar. Es spricht für eine Traditionspflege, 

die all jene als Vorbilder in Erinnerung ruft und als identitäts-
bildend begreift, die vor und nach 1933 den Nazis widerstan-
den, sich der blutigen Gefolgschaft als »Wehrkraftzersetzer«, 
Kriegsverräter oder Deserteure versagt und als Einzelne Ver-
folgte gerettet oder ihnen geholfen haben.

10. Die für die Zeit nach 1948/49 diagnostizierte Unfähigkeit 
einer großen Mehrheit der Deutschen, Trauerarbeit zu leisten 
und Reue zu zeigen, ist bereits nach 1918/19 zu konstatieren. 
Die Republik zog nicht den Strich zwischen sich und denen, die 
für die Verbrechen am und im Ersten Weltkrieg verantwortlich 
waren, sondern zwischen sich und denen, die seit 1914 in Op-
position zur kaiserlichen Kriegs- und Katastrophenpolitik ge-
standen haben. Statt das Volk über die »große Zeit der Lüge« 
(Hellmut von Gerlach) aufzuklären, hat sie es durch die von ihr 
finanzierte Kampagne von der Unschuld des kaiserlichen Re-
gimes am Ersten Weltkrieg vergiften lassen, es psychologisch 
im Kriegszustand gehalten und damit zum eigenen Untergang 
selbst beigetragen. Vor diesem Hintergrund ist danach zu fra-
gen, inwieweit es denknotwendig und sinnvoll ist, das geläufige 
deutsche Geschichtsbild in gewichtigen Teilen infrage zu stel-
len und zu revidieren.

11. Wer das »Nie wieder Krieg« mit einem »Nie wieder 
Auschwit z« verbindet und daraus kriegerische Einsätze ablei-
tet, sucht einem pazifistischen Grundsatz bzw. eine sich aus zwei 
Weltkriegen für viele Deutsche ergebende Konsequenz der mi-
litärischen Zurückhaltung mit dem moralisch aufgeladenen Ar-
gument der Gefahr eines »Völkermordes« außer Kraft zu setzen. 
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Er vergisst dabei, dass, weil man dem »Nie wieder Krieg« nach 
1918 nicht gefolgt ist, der Zweite Weltkrieg und Auschwitz erst 
möglich gemacht worden sind. Für England und Frankreich lau-
tet die Lehre aus den Erfahrungen mit einer zu allem entschlos-
senen gegnerischen Machtriege, kein neues »München 1938« 
zuzulassen – eine Position, die sich aus der Sicht der Westalliier-
ten in erster Linie darauf bezieht, einer drohenden Kriegsgefahr 
einen Riegel vorzuschieben, und die sich erst, wenn überhaupt, 
in zweiter Linie auf den Holocaust bezieht, den 1938 kaum je-
mand vorauszusehen in der Lage gewesen ist. Für Deutschland 
sieht das ganz anders aus. Es war für »München 1938« hauptver-
antwortlich. Dennoch hat es sich die Mehrheit der Deutschen, 
sieht man von der kurzlebigen Phase von 1945 bis 1948/49 ab, 
nie zur Aufgabe gemacht, den mittel- und längerfristigen Vor-
aussetzungen und Ursachen des »Münchener Abkommens« auf 
den Grund zu gehen. Die Gefahr für den Weltfrieden ging von 
Deutschland, von den Verantwortlichen in Politik, Wirtschaft, 
Militär und Geistesleben aus. Insofern kommt es darauf an, 
in unserem Land nicht erneut zuzulassen, dass man – wie F.-
W. Steinmeier es kürzlich mit Blick auf die Gegenwart ausge-
drückt hat – »angesichts der dramatischen Lage dafür [ist], bis 
an die Grenzen des politisch und rechtlich Machbaren zu ge-
hen«. Wer in zugespitzten Krisensituationen so redet und of-
fenbar bewusst und keineswegs als »Schlafwandler« bis an den 
Rand des Krieges geht, wie kann der garantieren, dass es nicht 
zu einer Grenzüberschreitung kommt? Nach den verheerenden 
Erfahrungen des blutigsten Jahrhunderts der Weltgeschichte 
sowie nach dem Irak-Krieg, nach Syrien, Libyen, Ägypten und 
nach Afghanistan darf es uns nicht gleichgültig sein, wenn die 
friedliche Kultur, die wir mit unserer Arbeit in den zurücklie-
genden Jahrzehnten mit aufbauen halfen, an deren langsamen 
Fortschritt wir vielerorts ernsthaft, fleißig und oft auch unei-
gennützig mitgewirkt haben, von Politikern und Militärs dem 
schleichenden Zerfall (seit 1992) preisgegeben wird.

Vom Völkermord bedrohten Menschen ist zu helfen, mit 
allem, was sie zum Überleben brauchen. Waffen ohne die ge-
ringsten Vorbehalte und ohne ein Konzept von einem Tag auf 
den anderen an eine der Kriegsparteien zu liefern, ist fahrläs-
sig, unverantwortlich und möglicherweise sogar verbrecherisch, 
wenn sich herausstellen sollte, dass die Waffenempfänger sich in 
ein paar Jahren selber als Mörder erweisen sollten. Umso dring-
licher wäre es, die UN auf den Plan zu rufen und sie oder eine 
neue, mit ihr verbundene Institution mit Mitteln auszustatten, 
die es der Weltgemeinschaft im Falle eines Völkermordes erlau-
ben, rasch einzugreifen, möglichst präventiv. (Siehe Punkt 6)

Nochmals: In einem beispiellosen Hauruckverfahren wer-
den ohne eine wirkliche öffentliche Debatte und gegen den Wil-
len der großen Mehrheit der Deutschen Tatsachen geschaffen 
und ein Tabubruch herbeigeführt, der weitreichende Folgen hat 
und ohnegleichen ist. Die Haltung der Bundesregierung und der 
übergroßen Mehrheit der Bundestagsabgeordneten aus CDU/
CSU, SPD, FDP und Bündnis 90/Die Grünen erinnern an je-
nes preußisch-deutsche Machtstaatsdenken, das der preußische 
Kriegsminister Albrecht von Roon (1859-1874) im Februar 1862 
folgendermaßen zum Ausdruck gebracht hat: Da Preußen unter 
den Großmächten ein Emporkömmling sei, habe es sich eben 
darum stets als verantwortungs- und kriegsbereit zu zeigen, und 

wo es »Händel« gebe, da müsse Preußen dabei sein. Nicht an-
ders redet Verteidigungsministerin von der Leyen, wenn sie zum 
»Tabubruch« auffordert und behauptet: »Wer sich raushält, 
hat keinen Einfluss.« Es geht also gar nicht um die Abwendung 
eines Völkermordes, sondern es geht darum, fortan militärische 
Machtpolitik zu betreiben. Der Völkermord wird benutzt, um 
Waffenlieferungen in Kriegsgebiete und eine militärisch instru-
mentalisierte Außenpolitik durchzusetzen und zu legitimieren. 
Das ist ethisch nicht zu rechtfertigen. Es stellt sich die Frage: 
Wie lange noch will die überwältigende Mehrheit der deutschen 
Wählerinnen und Wähler die gegen den Geist des Grundgesetzes 
und des Völkerrechts sich entpuppende Kriegspolitik und Be-
teiligung an Kriegen oder kriegerischen Auseinandersetzungen 
widerstandslos und stumm hinnehmen?

12. Die oft festzustellende eurozentristische Geschichtsauffas-
sung ist zu korrigieren zugunsten einer Dritten Welt-Perspek-
tive. Am Zweiten Weltkrieg haben an der Seite der Kriegführen-
den über zwanzig Millionen Soldaten afrikanischer, arabischer, 
asiatischer, ozeanischer und lateinamerikanischer Herkunft teil-
genommen, viele davon als Zwangsrekrutierte. Sie haben auf der 
Seite der faschistischen Mächte oder des Kaiserlichen Japans 
gestanden und mit ihnen kollaboriert, in einem überwiegenden 
Maße aber trugen sie zum Sieg über Menschenverachtung, Dik-
tatur, Rassismus und andere, vor allem deutsche, aber auch eu-
ropäische Verirrungen bei und ermöglichten somit den Europä-
ern ein Leben in Frieden und Freiheit. Von ihrem Blutzoll und 
von den zivilen Opfern aus den Regionen der Dritten Welt ist in 
den öffentlichen Debatten über den Ersten oder Zweiten Welt-
krieg, wenn überhaupt, nur am Rande die Rede. Nur wenige der 
Überlebenden haben so etwas wie Renten oder Opferzahlungen 
erhalten. Das Rheinische JournalistenInnenbüro hat verdeut-
licht (www.3www2.de), dass allein China im Zweiten Weltkrieg 
mehr Opfer zu beklagen hatte als Japan, Deutschland und Ita-
lien zusammen. Wichtige Teile der Kolonialgebiete waren, so 
das Büro weiter, Schlachtfelder oder dienten als Bezugsquellen 
für Rohstoffe und Nahrungsmittel. Auf den Philippinen verloren 
während der japanischen Besatzung mehr als eine Million Men-
schen ihr Leben. Wenn heute die oftmals geschundenen Nach-
fahren aus Afrika zu uns streben, ist ihnen Respekt zu zollen 
und die Hand zu reichen, anstatt sie vor der »Festung Europa« 
hilflos im Meer treiben und ertrinken zu lassen.

13. Statt Rüstung zu exportieren, Militäreinsätzen das Wort 
zu reden, die Bundeswehr auf Häuser- und Straßenkämpfe vor-
zubereiten oder bewaffnete Drohnen und andere todbringende 
Waffen anzuschaffen bzw. anzuwenden und damit das Gewalt-
potenzial auf der Welt anzureichern, sollte Deutschland eine 
nichtmilitärische Verantwortung in einer konfliktreichen Welt 
übernehmen. Sich auf diesem Gebiet besonders zu engagieren, 
stünde uns Deutschen vor dem Hintergrund unserer kriege-
rischen Geschichte gut an. »Wer sein Volk«, mahnte Hellmut 
von Gerlach, »vernünftig und anständig erhalten will, muss den 
Frieden benutzen, um die Welt gegen den Krieg zu organisie-
ren. Die durch Irrtum zur Wahrheit reisen, das sind die Wei-
sen. Die im Irrtum verharren, das sind die Narren. Nie wieder 
1914!« Nie wieder Faschismus! Nie wieder Krieg!
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Von Alltagskultur bis Zivilgesellschaft 
Herausgegeben von Ulrich Brand, Bettina Lösch, 
Benjamin Opratko und Stefan Thimmel

ABC der Alternativen 2.0
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In Kooperation mit  
Wissenschaftlicher Beirat von 

Karl Heinz Roth
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Die globale Krise

Band 1 des Projekts »Globale Krise – 
Globale Proletarisierung – Gegenperspektiven«

Jan Willem Stutje
Rebell zwischen 
Traum und Tat
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Ernest Mandel
(1923–1995)
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